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Vorwort zur fünften Auflage 
 

Von Fragestellungen des Bank- und Börsenwesens ist heute nahezu jeder betroffen – sei es in 
der Ausbildung, im Berufsleben oder im privaten Bereich. Nicht jeder kann jedoch auf eine 
breite fachspezifische Vorbildung zurückgreifen. Darüber hinaus wird es angesichts des ra-
santen Innovationstempos in der Finanzwelt zusehends schwieriger, einen Überblick zu be-
halten. Die Produkte werden komplexer, die rechtlichen Regelungen differenzierter und die 
Begriffe immer vielfältiger. Finanzwirtschaftliche Grundkenntnisse sind jedoch unerlässlich, 
denn Bankgeschäfte begleiten jeden Menschen ein Leben lang. 

Das ca. 2.000 Stichworte umfassende Gabler Kompakt-Lexikon Bank und Börse informiert 
kompetent und anschaulich über die wichtigsten Begriffe aus den Geschäftsbereichen Konto-
führung, Zahlungsverkehr, Finanzierung und Geld-/Vermögensanlage. In der Neuauflage sind 
neben laufenden Aktualisierungen (z.B. Änderungen bei der Arbeitnehmer-Sparzulage, Aus-
weitung der Riester-Förderung auf Wohneigentum, Neuordnung der Börsensegmente) neue 
Gesetze bzw. Richtlinien (z.B. Verbraucherkreditrichtlinie) berücksichtigt. Außerdem wurden 
neue Begriffe (u.a. im Zusammenhang mit der Finanzkrise und der Einführung der Abgel-
tungssteuer) aufgenommen.  
 
Das Gabler Kompakt-Lexikon Bank und Börse zeigt nicht nur Zusammenhänge zwischen 
den einzelnen Begriffen, sondern auch zwischen den Geschäftsbereichen auf und ist damit 
ein Nachschlagewerk, das einerseits beruflich für Auszubildende und Angestellte in Kreditin-
stituten sowie Industrie und Handel einsetzbar ist. Andererseits vermittelt es Grundlagenwis-
sen für den privaten Bankkunden. 

 

Düsseldorf und Viersen                    Günter Wierichs 
im September 2009                    Stefan Smets 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Erläuterungen für den Benutzer 
 

1. Das Gabler Kompakt-Lexikon Bank und Börse ist in ca. 2000 Stichworte aufgegliedert. 
Unter einem aufgesuchten Stichwort ist die speziell diesen Begriff erläuternde, gründli-
che Erklärung zu finden, die dem Benutzer sofort erforderliches Wissen ohne mehrmali-
ges Nachschlagen vermittelt. Die zahlreichen, durch das Verweiszeichen ( ) gekenn-
zeichneten Wörter erlauben es dem Leser, der sich umfassend unterrichten will, sich ü-
ber weitere mit dem gesuchten Wort im engen Zusammenhang stehende Begriffe zu in-
formieren. 

2. Die alphabetische Reihenfolge ist – auch bei zusammengesetzten Stichwörtern – strikt 
eingehalten. Dies gilt sowohl für Begriffe, die durch Bindestriche verbunden sind, als 
auch für solche, die aus mehreren, durch Leerzeichen getrennten Wörtern bestehen. In 
beiden Fällen erfolgt die  Sortierung, als wäre der Bindestrich bzw. das Leerezeichen 
nicht vorhanden. So steht z.B. „Devisenarbitrage“ vor „Devisen-Briefkurs“ und „öffent-
licher Glaube“ vor „öffentliche Versteigerung“. 

3. Zusammengesetze Begriffe wie „bargeldlose Zahlung“ oder „offene Zession“ sind in der 
Regel unter dem Adjektiv alphabetisch eingeordnet. Wird das gesuchte Wort unter dem 
Adjektiv nicht gefunden, empfiehlt es sich, das Substantiv nachzuschlagen. 

4. Die Umlaute ä, ö, ü wurden bei der Einordnung in das Alphabet wie die Grundlaute a, o, 
u behandelt. 

5. Geläufige Synonyme und anglo-amerikanische Termini werden jeweils am Anfang eines 
Stichwortes aufgeführt. Dabei werden Synonyme in Kursivschrift wiedergegeben. Quer-
verweise gewährleisten auf jeden Fall das Auffinden der Begriffserläuterungen. 

6. Die häufigsten Abkürzungen, insbesondere von Gesetzen, sind im Abkürzungsverzeich-
nis enthalten. Im Bankgeschäft übliche Abkürzungen wie „DAX“ oder „SWIFT“  sind 
im Lexikon selbst erläutert. 

 



 
 

Abkürzungsverzeichnis 
 

 
 

 

 
 

 

Abk. 

 

Abkürzung 

Abs. Absatz 

AG Aktiengesellschaft 

AGB Allgemeine Geschäftbedin-     
gungen 

AktG Aktiengesetz 

Anm. Anmerkung 

AO Abgabenordnung 

Art. Artikel 

AWG Außenwirtschaftsgesetz 

AWV Außenwirtschaftsverordnung 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BörsG Börsengesetz 

bzw. beziehungsweise 

DepotG Depotgesetz 

ErbStG Erbschaftsteuer- und  Schen-
kungsteuergesetz 

EStG Einkommensteuergesetz 

etc. et cetera 

e.V. eingetragener Verein 

f.; ff. folgender/folgende  

gem. gemäß 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung 

  

  

  

  

  

HGB Handelsgesetzbuch 

i.d.R. in der Regel  

InsO Insolvenzordnung 

i.V. (mit) in Verbindung (mit) 

KG Kommanditgesellschaft 

KGaA Kommanditgesellschaft auf 
Aktien 

KWG Gesetz über das Kreditwesen 
(Kreditwesengesetz) 

OHG Offene Handelsgesellschaft 

PAngV Preisangabenverordnung 

PfandbG Pfandbriefgesetz 

RechKredV Verordnung über die Rechnungs-
legung der Kreditinstitute 

ScheckG Scheckgesetz 

sog. so genannte(r) 

u.a. unter anderem 

VermBG Vermögensbildungsgesetz 

vgl. vergleiche  

WpHG Gesetz über den Wertpapierhan-
del (Wertpapierhandelsgesetz) 

z.B. zum Beispiel 

zzgl. zuzüglich  



A 
Abbuchungsauftrag, schriftliche, jeder-
zeit widerrufliche Weisung eines Zahlungs-
pflichtigen im Lastschriftverkehr. Im Gegen-
satz zum  Einzugsermächtigungsverfahren 
erteilt der Zahlungspflichtige beim A. seiner 
Bank (Zahlstelle) die Weisung zur Einlösung 
der  Lastschrift. Der A. kommt vor allem 
zwischen Unternehmen zur Anwendung. 

Abfindung, einmalige Geldleistung zur 
Abgeltung eines Rechtsanspruchs. Eine A. 
erhalten z.B. Aktionäre bei der Bildung eines 
neuen  Konzerns.  

Abgabenordnung (AO), grundlegendes 
Gesetz für das Steuerrecht. In der AO werden 
allgemeine Regeln und Begriffsdefinitionen 
für die Steuergesetzgebung festgelegt. Wich-
tige Regelungen für die Praxis der Kreditin-
stitute sind der § 154 AO zur  Kontenwahr-
heit sowie der § 30a AO zum   Bankge-
heimnis.

Abgeltungssteuer, Systemwechsel bei der 
Besteuerung von Wertpapiererträgen. Bei der 
Gutschrift von  Zinsen,  Dividenden und  
Kursgewinnen (für nach dem 31.12.2008 

angeschaffte Wertpapiere) wird ein Satz von 
25 Prozent als A. an das Finanzamt abge-
führt, sofern der Ertrag nicht vom  Freistel-
lungsauftrag abgedeckt ist. Zu den 25 Pro-
zent kommen 5,5 Prozent  Solidaritäts-
zuschlag sowie, falls der Kunde dies bei 
seinem Kreditinstitut beantragt, die Kirchen-
steuer hinzu, so dass sich insgesamt  eine 
Belastung von ca. 28 Prozent ergeben kann. 
Mit Berechnung der A. ist der Vorgang für 
den Anleger grundsätzlich abgeschlossen. 
Liegt der persönliche Steuersatz des Anlegers 
jedoch unter dem Satz der A., so kann dieser 
im Zuge seiner Einkommensteuererklärung     
(  Einkommensteuer) die Differenz zurück-
fordern. Zu Einzelheiten bei der Abwicklung 
vgl. auch  Steuerverrechnungskonto. 
 
abhängiges Unternehmen, rechtlich 
selbstständiges Unternehmen, dessen Ge-
schäftspolitik aufgrund einer Beteiligung 
eines anderen Unternehmens (herrschendes 
Unternehmen) beeinflusst wird. 

Abkommen, Sammelbegriff für Vereinba-
rungen zwischen Kreditinstituten zur Ab-
wicklung des Zahlungsverkehrs. Während 

Wichtige Abkommen 

Name des Abkommens Wesentliche Inhalte 

Abkommen zum Überweisungsverkehr 
 
 
Abkommen über den Einzug von Schecks 
(Scheckabkommen) 
 

Abkommen über den Lastschriftverkehr 
 
 
 
 
 
Electronic Cash-System 
 

Entgegennahme standardisierter Überwei-
sungsvordrucke von Kunden und beleglose 
Weitergabe  

Vereinbarung über den Einzug von Schecks 
und die Rückgabe nicht eingelöster Schecks; 
Ersatz für verloren gegangene Schecks 

Entgegennahme standardisierter Lastschrift-
vordrucke oder Lastschriftdatensätze und 
beleglose Weitergabe (EZL); Regelungen für 
die Rückgabe von Lastschriften (z.B. wegen 
Widerspruch) 

Aufbau und Betrieb eines institutsübergreifen-
den Systems zur bargeldlosen Zahlung an au-
tomatisierten Kassen (mit Zahlungsgarantie) 
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die  Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(AGB) die Rechtsbeziehungen im Verhältnis 
zum Kunden regeln, werden in den verschie-
denen A. die Beziehungen der Kreditinstitute 
untereinander geklärt. – Vgl. Abbildung 
„Wichtige Abkommen“. 

Ablader, Bezeichnung im Seefrachtverkehr 
für denjenigen (z.B. Spedition eines Expor-
teurs), der eine Ware zur Verschiffung im Ha-
fen anliefert. – Vgl. auch  Konnossement. 

Abräumsparen,  Sondersparformen. 

Abrechnung, Clearing; Verfahren zur 
Verrechnung gegenseitiger Forderungen und 
Verbindlichkeiten aus dem Zahlungsverkehr 
über eine zentrale Stelle. – Beispiel: Bei 
einem Abrechnungsverfahren verrechnen die 
Kreditinstitute A, B, und C ihre gegenseiti-
gen Forderungen (F) und Verbindlichkeiten 
(V) – Werte in Mio. Euro: 
 

       (F) 

(V)          

A B C    Summe 

      (V) 

A -- 30 60 90 

B 10 -- 70 80 

C        

Summe 
(F) 

50 

 
60 

40 

 
70 

-- 

 
130 

90 

 
260 

 

An die Stelle der Einzelpositionen werden 
die Anrechnungssalden über zentrale Konten, 
die jeweils bei der Clearingstelle geführt 
werden, verrechnet. Da A per Saldo 30 Mio. 
Euro (90 V – 60 F) und B 10 Mio. Euro (80 
V – 70 F) zahlen muss, C andererseits 40 
Mio. Euro erhält (130 F – 90 V), werden A 
und B entsprechend belastet und C erhält 
eine Gutschrift. – Beispiele für Clearingsys-
teme sind die Systeme der  Clearstream 
Banking AG und das  Target-System. 

Abrufkredit, Kredit, der als  Rahmenkre-
dit in Anspruch genommen werden kann. 
 
ABS, Abk. für  Asset Backed Securities. 

Absatzpolitik, Maßnahmen zur Förderung 
des Vertriebs von Produkten eines Unter-

nehmens. Ziel der A. ist es, bestehende Kun-
denverbindungen zu halten und gleichzeitig 
neue Abnehmer zu gewinnen (  Akquisiti-
on). 

Abschlag, Abzugsbetrag, der in verschie-
denen Formen zur Anwendung kommt.        
1. Währungsrechnen: Differenz zwischen        

 Devisenkassakurs und  Devisentermin-
kurs – 2. Bei  Abzinsungspapieren: Diffe-
renz zwischen Nennwert und Kaufkurs. 

Abschlagsmethode, Verfahren bei der 
Bewertung von Immobilien im Rahmen einer 
Baufinanzierung. – Vgl. auch  Belei-
hungswertermittlung bei Immobilien. 

Abschlussrechnung,  Kontoauszug. 

Abschreibung, buchhalterische Erfassung 
einer Wertminderung bei Vermögensgegen- 
ständen. Abschreibungen werden einerseits 
auf Gegenstände des  Anlagevermögens 
vorgenommen. Bei Kreditinstituten spielen 
andererseits auch Abschreibungen auf For-
derungen (  Einzelwertberichtigung und        

 Pauschalwertberichtigung) und auf Wert-
papiere (  nicht realisierter Kursverlust) eine 
Rolle. Hauptsächlich kommen bei einer A. 
auf Gegenstände des Anlagevermögens zwei 
Abschreibungsmethoden zur Anwendung:   
1. Lineare A. mit jährlich gleich bleibenden 
Abschreibungsbeträgen (Abschreibungsquo-
ten). Die Höhe der A. ist abhängig von der 
geschätzten Nutzungsdauer des Vermögens-
gegenstandes. So werden bei einer Nut-
zungsdauer von 5 Jahren jährlich 100 : 5 = 
20% abgeschrieben. – 2. Geometrisch-
degressive A. mit fallenden Abschreibungs-
quoten. Hierbei wird ein Prozentsatz kalku-
liert, der im ersten Jahr auf den Anschaf-
fungswert des Anlagegutes und in den fol-
genden Jahren auf den jeweiligen Restwert 
berechnet wird. Auf diese Weise sinken die 
Abschreibungsquoten von Jahr zu Jahr, was 
dem tatsächlichen Wertverlauf eher ent-
spricht. – Da durch eine A. der Gewinn und 
damit die zu zahlende Steuerlast eines Unter-
nehmens reduziert wird, gelten für die Be-
rechnung von Abschreibungsquoten besonde-
re steuerrechtliche Vorschriften (Absetzung 
für Abnutzung = AfA). Seit dem 1.1.2009 
kann für Wirtschaftsgüter, die in den Jahren 
2009 und 2010 angeschafft werden, das 2,5-
fache des linearen Satzes (maximal 25%) 
steuerlich abgesetzt werden.  – Beispiel: Eine 



3 Abzinsungspapiere 

im Januar 2010 angeschaffte Maschine hat 
eine Nutzungsdauer von 8 Jahren; als lineare 
A. ergäbe sich eine Abschreibungsquote von 
100 : 8 = 12,5%. Das 2,5-fache davon ist 
31,25%. Aufgrund der Maximalgrenze kön-
nen 25% geometrisch-degressive AfA ange-
setzt werden. 

Absetzung für Abnutzung, Begriff im 
Steuerrecht für  Abschreibung. 

Absolute Return Fonds, Total Return 
Fonds;  Investmentfonds, deren Geschäfts-
politik darauf ausgelegt ist, stets eine positive 
Rendite bei begrenztem Risiko zu erwirt-
schaften. Allerdings sind auch bei A.R.F. 
Verluste nicht ausgeschlossen. 

Absonderung, Sonderrecht, das z.B. ein 
Kreditinstitut für Sachen oder Forderungen, 
die als Sicherheit für einen Kredit bestellt 
wurden, im Rahmen eines  Insolvenzver-
fahrens geltend machen kann. Die A. ermög-
licht es dem Kreditinstitut, das Sicherungsgut 
getrennt vom Insolvenzverfahren zu verwer-
ten. 

abstraktes Schuldversprechen, Ver-
pflichtung zur Zahlung eines Geldbetrages, 
ohne dass ein bestimmtes Grundgeschäft 
zugrunde liegt. A.S. liegen in der Praxis der 
Kreditinstitute z.B. bei einem  Akkreditiv 
oder bei einer Verbindlichkeit aus einem      

 Wechsel vor. 

Abtretung, Zession; Vertrag, der den Über-
gang einer Forderung auf eine andere Person 
bewirkt. Die A. kommt in der Praxis der 
Kreditinstitute vor allem in Zusammenhang 
mit der Besicherung von Krediten zur An-
wendung (  sicherungsweise Abtretung). 
Abgetreten werden Einzelforderungen (Ein-
zelzession, z.B. Anspruch aus einer Lebens-
versicherung, Bausparguthaben) oder mehre-
re Forderungen (z.B. Forderungen aus Liefe-
rungen eines Handelsunternehmens;  Glo-
balabtretung). Wird dem Schuldner die A. 
mitgeteilt, handelt es sich um eine  offene 
Zession. Bleibt die Mitteilung aus, liegt eine 

 stille Zession vor. Eine stille Zession 
bringt für den neuen Inhaber der Forderung 
(Zessionar) zusätzliche Risiken mit sich, da 
der Drittschuldner mit schuldbefreiender 
Wirkung an den ursprünglichen Gläubiger 
(Zedent) zahlt. Der Zedent ist dann verpflich-
tet, die Zahlung an den Zessionar weiterzu-

leiten. Ansprüche aus Lebensversicherungen 
sind nach den Bestimmungen der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen von Versiche-
rungsgesellschaften stets offen abzutreten. –
Vgl. auch  Rückkaufswert. 

Abwertung, Wertverlust einer Währung 
gegenüber einer anderen Währung. Beträgt 
der Kurs in US-Dollar für einen Euro z.B. zu 
einem Zeitpunkt 1,3245 US-Dollar und zu 
einem späteren Zeitpunkt 1,3045 US-Dollar, 
handelt es sich um eine A. des Euros (ent-
sprechend eine Aufwertung des US-Dollars), 
da zum späteren Zeitpunkt weniger Dollar 
für einen Euro zu zahlen sind. Würde der 
Kurs auf 1,3445 US-Dollar steigen, läge 
entsprechend eine Aufwertung des Euros 
(bzw. A. des US-Dollars) vor. – Abwertungen 
und Aufwertungen von Währungen ziehen 
gesamtwirtschaftliche Auswirkungen nach 
sich. Eine A. des Euros begünstigt z.B. die 
inländische Exportindustrie. Da die ausländi-
schen Geschäftspartner bei einer Euroabwer-
tung weniger Einheiten ihrer heimischen 
Währung für einen Euro zahlen müssen, 
verbilligen sich (bei ansonsten gleichen 
Bedingungen, d.h. unveränderter Inflations-
rate etc.) die europäischen Waren. Anderer-
seits würde eine Euroabwertung auf lange 
Sicht die Kapitalmärkte (  Kapitalmarkt) der 
am Eurosystem beteiligten Länder schwä-
chen, da für Anleger aus den USA, Japan etc. 
eine Geldanlage in europäische Aktien oder 
Anleihen weniger interessant wäre. 

Abzahlungsdarlehen,  Annuitätendarle-
hen. 

Abzinsung, Zinszahlungsmodalität für      
 Abzinsungspapiere. 

Abzinsungspapiere, verzinsliche Wertpa-
piere, bei denen die Zinsen nicht durch re-
gelmäßige Zahlung, sondern durch Abzug 
des Zinsertrages vom  Nennwert für die 
gesamte Laufzeit vergütet werden. – Bei-
spiel: Ein Kunde erwirbt 20.000 Euro Nenn-
wert (nominal) eines A. Die Laufzeit beträgt 
4 Jahre, der Zinssatz 3% p.a. Der Kunde 
zahlt für das Papier 20.000 Euro · (1 : 1,034) 

= 17.769,74 Euro. Nach 4 Jahren erhält er 
20.000 Euro zurück. Da er während der 4 
Jahre auf laufende Zinszahlungen verzichtet, 
muss das Papier eine höhere  Rendite 
(Effektivverzinsung) aufweisen als ver-
gleichbare Papiere mit einer regelmäßigen 
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Zinszahlung. A. sind in der Praxis anzutref-
fen unter verschiedenen Bezeichnungen, z.B.  
Zerobonds (  Nullkupon-Anleihen),  Fi-
nanzierungsschätze des Bundes und Abzin-
sungssparbriefe (  Sparbriefe). 

act/360, andere Bezeichnung für die Euro-
zinsmethode. – Vgl. auch  Zinsberech-
nungsmethoden. 

act/act, andere Bezeichnung für die engli-
sche Zinsmethode. – Vgl. auch  Zinsbe-
rechnungsmethoden. 

Ad-hoc-Publizität, Verpflichtung eines 
Emittenten von Wertpapieren (  Emission), 
die am  Prime Standard der Deutschen 
Börse AG zugelassen sind. Die A-h-P. ver-
pflichtet den Emittenten dazu, kursbeeinflus-
sende Tatsachen mitzuteilen und zu veröf-
fentlichen. Dies geschieht durch Mitteilung 
an die  Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht sowie an die das Wertpapier 
notierende Börse und durch Veröffentlichung 
in mindestens einem überregionalen Börsen-
blatt oder über ein elektronisch betriebenes 
Informationsverbreitungssystem. Kursbeein-
flussende Faktoren sind z.B. bevorstehende 
Firmenübernahmen,  Fusionen oder deutli-
che Korrekturen von Gewinnerwartungen. – 
Vgl. auch  Insidergeschäfte. 

ADR,  American Depositary Receipt. 

AFA, Abk. für Absetzung für Abnutzung. 
Steuerrechtlicher Begriff für eine  Ab-
schreibung. 

AG, Abk. für  Aktiengesellschaft. 

AGB, Abk. für  Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen. 

AGB-Pfandrecht, Regelung in den  All-
gemeinen Geschäftsbedingungen der Kredit-
institute, nach der ein Kreditinstitut bei Ver-
mögensgegenständen ihrer Kunden, die sich 
in ihrem Besitz befinden bzw. auf die ein 
Zugriff möglich ist (z.B. Kontoguthaben oder 
Wertpapiere), ein  Pfandrecht hat, ohne 
dass es einer besonderen Vereinbarung mit 
dem Kunden bedarf. Zahlt z.B. der Inhaber 
eines Sparkontos einen Kredit nicht zurück, 
kann das Kreditinstitut aufgrund des AGB-P. 
das Sparguthaben zur Befriedigung der Kre-
ditforderung verwenden. 

Agio, Betrag, der bei der  Emission von 
Nennwertaktien (  Aktie) den Nennwert 
übersteigt. Wird z.B. eine Aktie, die einen 
Nennwert von 5 Euro aufweist, zu 8 Euro 
emittiert, ergibt sich ein Agio von 3 Euro   
(Über-Pari-Emission). Der Betrag des A. ist 
in der Bilanz des Emittenten in den  Rück-
lagen auszuweisen (Emission von Aktien). –
Gegensatz:  Disagio. 

AKA, früher gebräuchliche Abk. für Aus-
fuhrkreditanstalt, jetzt  Ausfuhrkreditge-
sellschaft. 

Akkreditiv, Bezeichnung für ein vom 
Grundgeschäft losgelöstes (d.h. abstraktes) 
Schuldversprechen, das ein Kreditinstitut 
einem Exporteur gegenüber abgibt. Das A. 
gibt dem Exporteur die Sicherheit der Zah-
lung des ihm zustehenden Exporterlöses für 
den Fall, dass der Importeur den Betrag nicht 
zahlen kann oder will. Das Kreditinstitut des 
Importeurs (eröffnende Bank) eröffnet das A. 
auf Antrag des Importeurs und nach entspre-
chender Bonitätsprüfung. Das Kreditinstitut 
des Exporteurs (avisierende Bank) teilt dem 
Exporteur die Eröffnung des A. mit. Dieser 
kann daraufhin die Ware verschicken. Gegen 
Vorlage bestimmter  Außenhandelsdoku-
mente wird ihm nach Prüfung der Dokumen-
te durch die eröffnende Bank eine Gutschrift 
des Exporterlöses erteilt, falls die Dokumen-
te fristgerecht und ordnungsgemäß vorgelegt 
wurden. – Vgl. auch  Dokumentenakkredi-
tiv. 

Akquisition, Gewinnung neuer Kunden; im 
weiteren Sinne auch Firmenübernahme. –  
Vgl. auch  Akquisitionsfinanzierung und  

 Investment Banking. 

Akquisitionsfinanzierung, Bankgeschäft, 
bei dem ein Kreditinstitut einem Unterneh-
men finanzielle Mittel zur Verfügung stellt, 
die für den Kauf eines anderen Unterneh-
mens bzw. von Teilen eines anderen Unter-
nehmens benötigt werden. 

Aktie, Urkunde über die Beteiligung an 
einer  Aktiengesellschaft (AG). Der Aktien-
inhaber ist am Grundkapitel (gezeichnetes 
Kapital) der AG mit einem bestimmten An-
teil beteiligt. Ist dieser Anteil als glatter 
Eurobetrag definiert, z.B. 5 Euro (Mindest-
nennbetrag = 1 Euro), handelt es sich um 
eine Nennwertaktie. Liegt ein solcher glatter 
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Anteil nicht vor, spricht man von einer 
Stückaktie. Auch Stückaktien weisen einen 
(rechnerischen) Nennwert auf, der sich aus 
der Division des Grundkapitals durch die 
Anzahl der Aktien ergibt. 
 

Nennwertaktie Stückaktie 

Eine AG besitzt ein 
Grundkapital von 
50 Mio. Euro.  
Dieses Grund-
kapital wird ver-
brieft durch 10 Mio. 
Nennwertaktien zu 
je 5 Euro.   

Eine AG hat ein 
Grundkapital von 40 
Mio. Euro. Es werden 
25 Mio. Stückaktien 
herausgegeben. Der 
rechnerische Nennwert 
je Stückaktie beträgt 
40 : 25  = 1,60 Euro 

Seit der Einführung des  Euros zum 1. 
Januar 1999 haben viele Aktiengesellschaf-
ten auf ihren Hauptversammlungen die Ein-
führung von Stückaktien beschlossen. Da bei 
Nennwertaktien glatte Beträge vorliegen 
müssen, die Umrechnung von DM in Euro 
durch den ungeraden Umrechnungskurs von 
1,95583 DM für einen Euro jedoch nicht zu 
glatten Ergebnissen führte, hätte sich für die 
Aktiengesellschaften bei der Umstellung von 
DM-Nennwertaktien in Euro-Nennwertak-
tien die Notwendigkeit ergeben, Euro-
Nennwerte durch  Kapitalerhöhung oder   

 Kapitalherabsetzung zu glätten. Bei Stück-
aktien war eine solche Glättung nicht not-
wendig. Ein weiterer Grund für die Einfüh-
rung von Stückaktien ist darin zu sehen, dass 
diese Form der Aktie international die meiste 
Verbreitung genießt. – Aktien können einer-
seits als Inhaberpapiere verbrieft werden. In 
diesem Fall ist der Name des Aktionärs 
weder auf der Urkunde noch in den Büchern 
der AG verzeichnet. Viele Aktiengesellschaf-
ten haben inzwischen (ebenfalls durch Be-
schluss der Hauptversammlung) ihre Aktien 
auf  Namensaktien umgestellt. Die Aktio-
näre sind dann im Aktienbuch der AG na-
mentlich verzeichnet. Ist bei der Übertragung 
der Aktie aufgrund eines Verkaufs an der 
Börse zusätzlich die Zustimmung der AG 
erforderlich, spricht man von  vinkulierten 
Namensaktien. – Namensaktien bieten meh-
rere Vorteile. Sie sind international weit 
verbreitet, d.h. eine Einführung an großen 
ausländischen Börsenplätzen ist leicht mög-
lich. Der AG sind die Aktionäre und damit 
deren Anteile am Grundkapital bekannt. Sie 
kann damit die Aktionärsstruktur nachvoll-
ziehen; eine heimliche Übernahme ist so 

kaum möglich. Die AG kann ferner ihre 
Aktionäre direkt ansprechen und somit ge-
zielt Marketingmaßnahmen durchführen     
(  Investor Relations). – Mit einer Aktie sind 
bestimmte Rechte verbunden. Der Aktionär 
hat das Recht auf Teilnahme an der Haupt-
versammlung der AG, ein Recht auf Gewinn-
anteil (Dividende), sofern ein Gewinn erwirt-
schaftet wurde, einen Anspruch auf Anteil 
am Liquidationserlös bei Auflösung der AG,  
das Recht auf Auskunftserteilung durch den 
Vorstand bei einer Hauptversammlung sowie 
das Recht auf Bezug junger Aktien bei einer 

 Kapitalerhöhung, sofern dieses nicht durch 
¾-Mehrheitsbeschluss der Hauptversamm-
lung aufgehoben wird. Sind alle Rechte mit 
der A. verbunden, spricht man von Stammak-
tien. Dagegen bieten so genannte  Vorzugs-
aktien Vorrechte gegenüber den Stammakti-
en. 

Aktienanalyse, Verfahren zur Prognose 
zukünftiger Kursentwicklungen einer Aktie. 
Unterschieden werden: 1. Fundamentalana-
lyse: Hierbei wird der „innere Wert“ einer 
Aktie mithilfe gesamtwirtschaftlicher Fakto-
ren (z.B.  Konjunktur), branchenspezifi-
scher Faktoren (z.B. Geschäftsklima bei 
Anbietern von Internet-Software) und unter-
nehmensindividueller Faktoren (z.B.  Kurs-
Gewinn-Verhältnis) ermittelt. Alle auf diese 
Weise prognostizierten zukünftigen Erträge 
werden auf den gegenwärtigen Betrach-
tungszeitpunkt abgezinst (kapitalisiert). –    
2. Technische Analyse: Hier versucht man 
Aussagen über die zukünftige Kursentwick-
lung aus der Analyse vergangener Kursent-
wicklungsmuster abzuleiten. Es werden also 
börsenbezogene Daten wie Kursverlauf oder 
Handelsvolumen untersucht. Als Hilfsmittel 
werden Charts genutzt, d.h. grafische Dar-
stellungen von Kurs- oder Umsatzentwick-
lungen zur Ermittlung von Trends. Kauf- 
bzw. Verkaufsignale werden aus typischen 
Erscheinungsbildern (Formationen) abgelei-
tet. So gilt z.B. ein Kursverlauf in „W“-Form 
mit zunächst sinkenden, dann steigenden, 
erneut sinkenden und wieder ansteigenden 
Kursen als Kaufsignal, da unterstellt wird, 
dass nach Erreichen des oberen rechten 
Punktes des „W“ mit Kurssteigerungen zu 
rechnen ist. Umgekehrt wird eine „M“-
Formation als Verkaufsignal gewertet. 

Aktienanleihe, Reverse Convertible Bond; 
 Anleihe mit i.d.R. relativ kurzer Laufzeit, 
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bei der der Schuldner (Emittent) das Recht 
hat, die Anleihe am Ende der Laufzeit wahl-
weise zu 100% oder durch Lieferung einer 
vorher festgelegten Zahl einer bestimmten 
Aktie zurückzahlen zu können. Da der Anle-
ger bei einer A. damit das Risiko übernimmt, 
dass die Aktien zum Rückzahlungszeitpunkt 
der Anleihe insgesamt einen Wert ergeben, 
der unter dem Anleihewert liegt, wird eine A. 
höher verzinst als eine „normale“ Anleihe.  

Aktienfonds,  Investmentfonds, der 
hauptsächlich in Aktien (  Aktie) investiert. 

Aktiengesellschaft (AG),  juristische 
Person des privaten Rechts. Die Gesellschaf-
ter (Aktionäre) sind mit  Aktien am Grund-
kapital der AG beteiligt. Den Gläubigern der 
AG haftet das Vermögen der Gesellschaft; 
eine private Haftung der Gesellschafter ist 
ausgeschlossen. Der Aktionär trägt lediglich 
das Risiko des Wertverlustes seiner Aktien. 
Die AG besteht aus drei Organen: 1. Vor-
stand: Leitung der Gesellschaft, d.h. Ge-
schäftsführung (Innenverhältnis) und Ver-
tretung gegenüber Dritten (Außenverhältnis). 
Der Vorstand wird durch den Aufsichtsrat für 
höchstens fünf Jahre gewählt. – 2. Aufsichts-
rat: Kontrolle des Vorstands. Der Aufsichts-
rat setzt sich aus Arbeitnehmer- und Arbeit-
gebervertretern zusammen. Die Zahl der 
Vertreter jeder Seite ist je nach dem gelten-
den Modell zur  Mitbestimmung unter-
schiedlich. – 3. Hauptversammlung: Be-
schließendes Organ. Die Hauptversammlung 
besteht aus den Aktionären. Beschlüsse 
werden mit einfacher Mehrheit (z.B. Ge-
winnverwendung) oder ¾-Mehrheit (  quali-
fizierte Mehrheit) des anwesenden Kapitals 
getroffen. Die qualifizierte Mehrheit ist 
erforderlich bei Änderungen des Gesell-
schaftsvertrags (Satzungsänderungen). Hier-
unter fällt z.B. eine  Kapitalerhöhung. – 
Für die Gründung einer AG ist ein Grundka-
pital (gezeichnetes Kapital) von mindestens 
50.000 Euro erforderlich. Neugründungen 
von Aktiengesellschaften sind selten; meist 
werden bereits existierende Unternehmen 
anderer Rechtsformen in eine AG umgewan-
delt (  Going Public). 

Aktiengewinn, Teil des Gewinns aus der 
Veräußerung oder Rückgabe von  Invest-
mentzertifikaten, der für einen betrieblichen 
Anleger steuerpflichtig ist. Der A. umfasst 
z.B. Kursgewinne und noch nicht ausge-

schüttete Dividenden. Für Privatanleger ist er 
aufgrund der Neuregelungen im Zusammen-
hang mit der  Abgeltungssteuer von Be-
deutung.  

Aktienindex,  Index. 

Aktienindexanleihe,  Indexzertifikat. 

Aktienoptionsschein,  Option. 

Aktienrückkauf, Möglichkeit für eine       
 Aktiengesellschaft eigene Aktien erwerben 

zu können. Ein A. kann z.B. sinnvoll sein, 
wenn er aus Gründen der Kurspflege not-
wendig erscheint, der Erschwerung einer Un-
ternehmensübernahme dient, oder wenn die 
eigenen Aktien als Zahlungsmittel bei der 
Übernahme eines anderen Unternehmens 
verwendet werden sollen (sog. Akquisitions-
währung). Auf der anderen Seite kann sich 
das Unternehmen dadurch, dass es eigene 
Anteile erwirbt, teilweise der Kontrolle 
durch die Aktionäre entziehen. Für den A. 
gilt gem. AktG eine Obergrenze von 10% des 
Grundkapitals. 

Aktienumtausch, Maßnahme bei Firmen-
übernahmen oder  Fusionen. Gegen Einrei-
chung einer bestimmten Zahl von Aktien der 
zu übernehmenden Aktiengesellschaft wer-
den den Anteilseignern dieser Gesellschaft 
Aktien der übernehmenden Aktiengesell-
schaft ausgehändigt. 

Aktienverlustverrechnungstopf,  Steu-
erverrechnungskonto. 

Aktionär, Anteilseigner einer  Aktienge-
sellschaft. 

aktive Scheckfähigkeit,  Scheckfähig-
keit. 

Aktivgeschäft, anderer Begriff für das 
Kreditgeschäft eines Kreditinstitutes. –
Gegensatz:  Passivgeschäft. 

Akzeptkredit, Form der  Kreditleihe, bei 
der ein Kreditinstitut seinem Kunden das 
Recht einräumt, bis zu einem bestimmten, im 
A.-Vertrag festgelegten Betrag  Wechsel 
auf das Kreditinstitut zu ziehen. Aufgrund 
der Bonität des Kreditinstituts ist ein solcher 
Wechsel ein gutes Zahlungs- oder Kreditmit-
tel. Im Außenverhältnis ist das Kreditinstitut 
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Schuldner des Wechsels und somit einem 
Dritten (Wechselinhaber) gegenüber zur 
Zahlung verpflichtet. Im Innenverhältnis hat 
das Kreditinstitut dann einen Anspruch ge-
genüber seinem Kunden (Wechselaussteller), 
wenn der Wechsel zur Zahlung vorgelegt 
wird. 

Akzessorietät, Begriff aus dem Kreditsi-
cherungsrecht, der die rechtliche Verbindung 
zwischen gewährtem Kredit und zugrunde 
liegender Sicherheit beschreibt. Bei akzesso-
rischen Sicherheiten ist der Wert der Kredit-
sicherheit rechtlich unmittelbar an die Kre-
ditforderung gebunden. Beispiele hierfür sind 

 Bürgschaft,  Hypothek und  Pfand-
recht. Im Gegensatz dazu fehlt bei nicht-
akzessorischen Sicherheiten wie  Siche-
rungsübereignung und  Grundschuld diese 
enge rechtliche Bindung. Dennoch ist auch 
hier durch den Kreditvertrag ein wirtschaftli-
cher Bezug zwischen Kreditforderung und 
Sicherheit gegeben, so dass diese Sicherhei-
ten nicht als völlig losgelöst vom Grundge-
schäft (also nicht als vollkommen abstrakt) 
bezeichnet werden können. Dies wird deut-
lich bei der  Sicherungsabrede im Zusam-
menhang mit einer Grundschuldbestellung. 

Allfinanz, Angebot aller Finanzdienstleis-
tungen aus einer Hand. Die Palette klassi-
scher Bankdienstleistungen wird beim A.-
Konzept z.B. durch Lebensversicherungen, 

 Leasing,  Factoring,  Bausparen oder 
Vermittlung von Immobilien erweitert. A. 
lässt sich durch Kooperation mit anderen 
(spezialisierten) Finanzdienstleistern oder 
auch durch Gründung von Tochtergesell-
schaften oder Übernahmen verwirklichen. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
(AGB), vorformulierte Vertragsbedingungen 
zur Regelung von Rechten und Pflichten im 
Verhältnis zwischen Kunde und Kreditinsti-
tut. Die AGB ergänzen gesetzliche Bestim-
mungen. Sie enthalten bestimmte Grundre-
geln (z.B. Haftungsgrundsätze,  Mitwir-
kungspflicht des Kunden, Regeln für die 
Kontoführung etc.), Kosten von Bankdienst-
leistungen sowie Kündigungsrechte. Die 
AGB sind Bestandteil jeglicher Geschäftsbe-
ziehung zwischen Kunde und Kreditinstitut, 
sofern der Kunde diese ausdrücklich aner-
kennt. Das Kreditinstitut muss die AGB 
entweder dem Kunden aushändigen oder zur 
Einsichtnahme verfügbar halten. Dies ge-

schieht z.B. dadurch, dass die AGB in den 
Geschäftsräumen ausliegen. 

Allgemeiner Verlustverrechnungstopf, 
 Steuerverrechnungskonto.  

Allzweckdarlehen,  Anschaffungsdarle-
hen. 

alte Aktien, Aktien, die bereits vor einer    
 Kapitalerhöhung vorhanden waren. Im 

Gegensatz zu den bei der Kapitalerhöhung 
herausgegebenen  jungen Aktien sind a.A. 
für das entsprechende Jahr stets voll dividen-
denberechtigt. 
 
Alterseinkünftegesetz, Gesetz, das einen 
Systemwechsel bei der Besteuerung von 
Altersbezügen herbeiführte. Im Kern geht es 
darum, dass Rentenbeiträge steuerfrei, die im 
Alter ausgezahlten Bezüge jedoch steuer-
pflichtig sein sollen (nachgelagerte Besteue-
rung). Nach dem A. werden seit Januar 2005 
Renten abzüglich eines Grundfreibetrages zu 
50% besteuert, wobei der Satz bis zum Jahr 
2040 sukzessive auf 100% steigen soll. Im 
Gegenzug werden Arbeitnehmer dadurch 
entlastet, dass ihre Rentenbeiträge nach und 
nach steuerfrei gestellt werden, und zwar zu 
60% seit 2005 und bis 100% im Jahr 2025. 

Altersvermögensgesetz, seit 2001 gültige 
neue Grundlage des deutschen Rentensys-
tems. Durch das A. wird die auf dem Genera-
tionenvertrag basierende gesetzliche Rente 
(die „junge“ Arbeitnehmergeneration muss 
jeweils die Rentnergeneration finanzieren) 
durch eine vom Staat geförderte kapitalge-
deckte betriebliche oder private Altersvor-
sorge ergänzt. – Vgl. auch  Riester-Vertrag, 

 Rürup-Rente und  betriebliche Alters-
vorsorge. 

Altersvorsorge-Sondervermögen (AS-
Fonds), Sonderform eines  Investment-
fonds. AS-Fonds sind ein Instrument zur 
privaten Altersvorsorge. Für sie gelten be-
sondere Anlagevorschriften des  Invest-
mentgesetzes, z.B.: 1. Der Aktienanteil am 
Fondsvermögen darf 75% nicht überschrei-
ten. – 2. Die Anlage in  Derivate ist nur zu 
Absicherungszwecken erlaubt. – 3. Anteile 
an Immobiliensondervermögen dürfen nur 
maximal 30% des Fondsvermögens ausma-
chen. – 4. Fremdwährungsrisiken sind auf 
30% des Fondsvermögens zu begrenzen. 
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Altersvorsorgezulage, Zulage lt. Ein-
kommensteuergesetz im Rahmen der Alters-
vorsorge durch einen  Riester-Vertrag. Die 
A. setzt sich aus zwei Bestandteilen zusam-
men: Einer Grundzulage von 154 Euro und 
einer Kinderzulage von 185 Euro. Für Kin-
der, die ab dem Jahr 2008 geboren werden, 
beträgt die Kinderzulage 300 Euro. 

American Depositary Receipt (ADR), 
von Kreditinstituten in den USA ausgestellte, 
handelbare Zertifikate über bei dem Kredit-
institut hinterlegte nicht-amerikanische Ak-
tien. ADR dienen der Erleichterung des Bör-
senhandels, da ausländische Aktien aufgrund 
unterschiedlicher wertpapierrechtlicher Be-
stimmungen teilweise nur in Form von ADR 
an US-Börsen handelbar sind. 

American Express, Unternehmen, das als 
Emittent von  Reiseschecks und  Kre-
ditkarten tätig ist. 

amerikanische Option,  Option, die an 
jedem Handelstag während der Optionsfrist 
ausgeübt werden kann. Bei den Optionen an 
der  Eurex handelt es sich um a.O. 

amerikanisches Zuteilungsverfahren, 
 Zinstender. 

Amex, American Stock Exchange, zweit-
größte amerikanische Börse. 

am Geld,  at the Money. 

Amortisationsdarlehen,  Annuitäten-
darlehen. 

amtliche Beglaubigung, Bestätigung 
einer Behörde über die Echtheit einer Unter-
schrift oder die Richtigkeit einer Urkunden-
abschrift bzw. -kopie. In der Bankpraxis 
spielte die a.B. bis zur Einführung des elek-
tronischen  Handelsregisters bei der Eröff-
nung von Firmenkonten eine Rolle. Hierbei 
wurde die Existenz eines Unternehmens 
durch Vorlage eines beglaubigten Handelsre-
gisterauszuges nachgewiesen. Das Handels-
register ist seit 2007 elektronisch abrufbar. 

amtlicher Markt,  Börsensegment. 

amtlicher Kursmakler, praxisübliche Be-
zeichnung für den im amtlichen Markt täti-
gen  Skontroführer. 

amtliches Kursblatt, offizielles Presseor-
gan einer Wertpapierbörse, das die jeweiligen 
Kurse eines Börsentages und weitere Infor-
mationen (z.B. Veröffentlichungen des Bör-
senvorstands) enthält. 

Anderkonto, Sonderform eines Kontos, auf 
dem Gelder treuhänderisch verwaltet werden. 
Berechtigt zur Eröffnung eines A. sind 
Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater und Patentanwälte. Das A. lau-
tet auf den Namen des Treuhänders; es wird 
jedoch mit einem Zusatz (z.B. „wegen“) 
versehen. Ein A. kann z.B. bei Grundstück-
käufen zur Anwendung kommen: Die Über-
weisung des Kaufpreises auf das A. desjeni-
gen Notars, der den Kaufvertrag notariell 
beurkundet hat, stellt sicher, dass die Erfül-
lung des Vertrages (Kaufpreiszahlung gegen 
Eintragung des neuen Eigentümers in das    

 Grundbuch) Zug um Zug unter Überwa-
chung des Notars erfolgen kann. 

Ankaufskurs,  Geldkurs. 

Ankauf von Forderungen,  Factoring. 

Anlageberatung, kundengerechte Aufklä-
rung über mögliche Formen der Geld- und 
Vermögensanlage und die hiermit verbunde-
nen Risiken. Beratungsgrundlage sind die 
Anlageziele des Kunden, z.B. Sicherheit, 
Liquidität (Verfügbarkeit) und Rentabilität 
der Anlage, sowie seine finanziellen Verhält-
nisse. Eine besondere Bedeutung bei der 
Anlageberatung kommt dem  Gesetz über 
den Wertpapierhandel (WPHG) zu, das u.a. 
Verhaltensregeln für Kredit- und Finanz-
dienstleistungsinstitute bei der Wertpapieran-
lage festlegt. Demnach sind diese Institute 
z.B. verpflichtet, von ihren Kunden Angaben 
über Kenntnisse, Anlageziele und finanzielle 
Verhältnisse einzuholen und zu dokumentie-
ren (sog. WPHG-Bogen bzw. Wertpapierer-
hebungsbogen). Verboten sind den Instituten 
gemäß dem WPHG Empfehlungen, die nicht 
im Interesse des Kunden liegen oder den 
Zweck verfolgen, Geschäfte des Institutes 
mit eigenen Wertpapieren in eine bestimmte 
Richtung zu lenken. Zudem werden Banken 
künftig verpflichtet, den Inhalt jeder Anlage-
beratung zu protokollieren und Kunden eine 
Ausfertigung des Protokolls auszuhändigen. 

Anlagedeckungsgrad, Kennzahl im 
Rahmen der  Bilanzanalyse. Beim A. wird 
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geprüft, ob die langfristigen Anlagen (Anla-
gevermögen) eines Unternehmens auch lang-
fristig (durch Eigenkapital bzw. langfristiges 
Fremdkapital) finanziert wurden. Würde 
Anlagevermögen kurzfristig finanziert, be-
stünde die Gefahr, dass bei Fälligkeit kurz-
fristiger Verbindlichkeiten langfristiges Ver-
mögen (z.B. Maschinen, Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung) veräußert werden müsste, 
was die Handlungsfreiheit des Unternehmens 
erheblich einschränken würde. 

Anlagekonto, spezielles Depot bei einer   
 Investmentgesellschaft, auf dem Invest-

mentzertifikate aufgrund regelmäßig ange-
sparter Geldbeträge gutgeschrieben werden. 
– Vgl. auch  Cost Average. 
 
Anlagevermittler, Person, die eine Anlage-
entscheidung eines Kunden professionell 
begleitet. Im Gegensatz zu einer  Anlage-
beratung beinhaltet die Tätigkeit eines A. 
keinen Auswahl- und Bewertungsprozess der 
möglichen Anlagealternativen. Der A. hat vor 
allem eine Informationspflicht. 

Anlagevermögen, Vermögen, das langfris-
tige Verwendung in einem Betrieb findet. 
Zum A. gehören z.B. Maschinen, Geschäfts-
ausstattung oder Gebäude. – Gegensatz:      

 Umlaufvermögen. 

Anlagevorschriften,  Investmentgesetz  

Anlageziele,  Anlageberatung. 

Anlaufzinsen, Zinsen, die bei einem  An-
schaffungsdarlehen anfallen, wenn zwischen 
Kreditauszahlung und dem Termin für die 
erste Rate mehr als 30 Tage liegen. Ab dem 
31. Tag werden dann anteilig A. berechnet 
und mit der ersten Rate beglichen.  
 
Anlegerschutzverbesserungsgesetz, Re-
gelwerk, das einen erhöhten Schutz von 
Geldanlegern im Bereich der Kapitalmarktin-
formationen schaffen und vor unzulässigen 
Marktpraktiken schützen soll. Durch das     
A. werden das Insiderrecht (  Insiderge-
schäfte) und die  Ad-hoc-Publizität auf eu-
ropäischer Ebene vereinheitlicht. Ferner er-
weitert das A. die Prospektpflicht (  Pros-
pekthaftung) auf nicht in Wertpapieren ver-
briefte Anlageformen. – Vgl. auch  Grauer 
Kapitalmarkt. 

Anleihe, Bond, Obligation, Schuldver-
schreibung, festverzinsliches Wertpapier; 
Wertpapier, das einen Anspruch auf Zinsen 
und einen Rückzahlungsanspruch verbrieft. 
Anleihen werden in Prozent notiert. Der 
Käufer erwirbt einen  Nennwert (Nomi-
nalwert). So ergibt z.B. ein Nennwert von 
20.000 Euro bei einem Kurs von 98% einen 
Kurswert von 19.600 Euro. – Eine A. besteht 
aus zwei Urkunden: dem Mantel, der das 
Gläubigerrecht verbrieft, und dem Bogen, an 
dem sich die Zinsscheine befinden. Die 
Aushändigung von Urkunden (effektive 
Stücke) an den Anleger ist selten und wird 
vielfach durch die Anleihebedingungen des 
Schuldners (Emittent) ausgeschlossen. Bei A. 
des Bundes und der Länder liegen keine 
Urkunden vor. Es handelt sich um  Wert-
rechte. – Als Emittent einer A. kommen 
verschiedene Unternehmen oder Institutionen 
in Frage, z.B. Bund und Länder (  öffentli-
che A.), Realkreditinstitute (  Pfandbriefe 
und  Kommunalobligationen), Kreditinsti-
tute (  Bankschuldverschreibungen) oder 
Industrieunternehmen (  Industrieobligatio-
nen). – Der Zinsanspruch bei einer A. kann 
einerseits als regelmäßige Zinszahlung (z.B. 
jeweils zum 1.6. eines Laufzeitjahres) festge-
legt werden; der Zinssatz kann dabei wäh-
rend der Laufzeit unverändert oder variabel 
sein (  Floating Rate Note bzw.  Reverse 
Floater). Eine A. kann auch in abgezinster        
(  Abzinsungspapiere) oder aufgezinster 
Form  (  Aufzinsungspapiere)  angeboten 
werden. 

Annuitätenanleihe,  Anleihe, die in der 
Weise zurückgezahlt wird, dass die jährliche 
finanzielle Belastung des Emittenten, d.h. die 
Summe aus Zins und Tilgung (Annuität), 
gleich bleibt. Vgl. auch  Annuitätendarle-
hen. 

Annuitätendarlehen, Amortisationsdarle-
hen;  Realkredit, der in der Weise zurück-
gezahlt wird, dass die regelmäßige finanziel-
le Belastung des Kreditnehmers aus Zins und 
Tilgung (Annuität) gleich bleibt. Der Til-
gungsanteil wird durch diese Art der Rück-
zahlung von Jahr zu Jahr höher, da die er-
sparten Zinsen auf die Tilgung angerechnet 
werden. – Beispiel: Ein Darlehen über 
100.000 Euro, Zinssatz 6% p.a., wird in 
gleich bleibenden jährlichen Annuitäten zu je 
8.000 Euro zurückgezahlt.  
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Jahr
(J) 

Kredit-
betrag  

Zinsen Tilgung Annui-
tät 

1. 

2. 

3. 

..... 

100.000 

  98.000 

  95.880 

 ..... 

6.000  

5.880 

5.752,80 

..... 

2.000 

2.120 

2.247,20

..... 

8.000 

8.000 

8.000 

..... 

 
Im Gegensatz dazu bleibt bei der Ratentil-
gung der Tilgungsanteil jeweils konstant und 
führt zu sinkenden Annuitäten. Im obigen 
Beispiel ergäbe sich bei gleich bleibenden 
Tilgungsraten von jeweils 2.000 Euro der 
folgende Darlehensverlauf: 

Jahr
(J) 

Kredit-
betrag  

Zinsen Tilgung Annui-
tät 

1. 

2. 

3. 

..... 

100.000 

  98.000 

  96.000 

 ..... 

6.000  

5.880 

5.760 

..... 

2.000 

2.000 

2.000 

..... 

8.000 

7.880 

7.760 

..... 

Annuitätenpfandbrief,  Pfandbrief, der 
wie eine  Annuitätenanleihe zurückgezahlt 
wird. 

anrechenbare Steuern, bis Ende 2008 
gültige Bezeichnung für die von einem Kre-
ditinstitut einbehaltenen Steuerabzüge bei der 
Gutschrift von Wertpapiererträgen. Ein-
behaltene  Zinsabschlagsteuer bei Zinser-
trägen und einbehaltene  Kapitalertrag-
steuer bei Dividenden können von Steuer-
pflichtigen im Rahmen ihrer Einkommens-
teuererklärung (  Einkommensteuer) noch 
für 2008 geltend gemacht werden. Zum 
1.1.2009 wurden a. S. durch das System der 

  Abgeltungssteuer ersetzt.  

Anschaffungsdarlehen, Allzweckdarle-
hen;  Darlehen zur Finanzierung von Kon-
sumausgaben (z.B. zum Kauf eines privaten 
PKW oder zur Finanzierung einer neuen 
Wohnungseinrichtung).  

Anstalt des öffentlichen Rechts,          
 juristische Person des öffentlichen Rechts. 

Sparkassen sind in Deutschland Anstalten 
des öffentlichen Rechts. 

Anstaltslast, Bezeichnung im Zusammen-
hang mit öffentlich-rechtlichen Unterneh-

men. Die A. verpflichtet den Träger des 
öffentlich-rechtlichen Unternehmens zu des-
sen Ausstattung mit den für die Funktionsfä-
higkeit notwendigen finanziellen Mitteln. 
Dieses Prinzip galt früher auch für  Spar-
kassen und  Landesbanken, war jedoch, 
ebenso wie die ähnlich wirkende  Ge-
währträgerhaftung,  international stets um-
stritten, da sie als Wettbewerbsvorteil der 
Sparkassen und Landesbanken gegenüber 
den privaten Banken galt. A. und Gewährträ-
gerhaftung für Kreditinstitute wurden daher 
im Jahr 2005 abgeschafft. 

antizipiertes Besitzkonstitut, rechtliche 
Maßnahme bei der  Sicherungsübereignung 
von Waren. Durch das a.B. wird bereits bei 
Abschluss des Sicherungsübereignungs-
vertrages das  Besitzkonstitut für die Zu-
kunft vorweggenommen. Das Besitzkonstitut 
gilt als vereinbart, sobald der Sicherungsge-
ber neue Waren in ein bestimmtes Warenla-
ger einliefert. 

Anwartschaftsrecht, Sicherungsmaßnah-
me eines Kreditinstitutes im Zusammenhang 
mit einer  Sicherungsübereignung. Z.B. 
bleibt bei einer kreditfinanzierten Maschine 
der Hersteller dieser Maschine so lange Ei-
gentümer, bis die Kaufpreiszahlung erfolgt 
ist (Eigentumsvorbehalt). Das A. bewirkt, 
dass das Eigentum nach Kaufpreiszahlung 
automatisch auf das finanzierende Kreditin-
stitut übergeht. 

Anzeigepflicht, Verpflichtung der Kreditin-
stitute, die  Deutsche Bundesbank oder die 

 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht über wesentliche Vorgänge wie 
Millionenkredite, hohe Verluste oder Beteili-
gungen zu unterrichten. 

Arbeitnehmer-Sparzulage, staatliche 
Förderung der Arbeitnehmer bei der Vermö-
gensbildung (  vermögenswirksame Leis-
tung). Rechtsgrundlage ist das Fünfte Gesetz 
zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer (5. Vermögensbildungsgesetz). 
Die A.-S. beträgt jährlich 9% auf einen ma-
ximalen Anlagebetrag von 470 Euro bei der 
Anlage in einen  Bausparvertrag und 20%  
auf höchstens 400 Euro, falls die Anlage in 
Beteiligungswerte (Aktien oder Investment-
anteile von Aktienfonds (  Investment-
geschäft)) erfolgt. Somit liegt die Höchstför-
derung bei Inanspruchnahme beider Förde-
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rungsmöglichkeiten bei maximal 42,30 
(gerundet: 43) + 80 = 123 Euro. – Vorausset-
zung für die Förderung bei Bausparverträgen 
ist ein zu versteuerndes Einkommen (  
Einkommensteuer) von maximal 17.900 
Euro bei Ledigen bzw. 35.800 Euro bei 
Verheirateten. Für die Förderung von Anla-
gen in Beteiligungswerten gilt eine Grenze 
von 20.000 Euro bzw. 40.000 Euro. Die 
Investmentgesellschaft bzw. die Bausparkas-
se stellt jedes Jahr eine Bescheinigung über 
die gezahlten Vermögenswirksamen Leistun-
gen aus. Der Arbeitnehmer reicht diese Be-
scheinigung im Rahmen seiner Steuererklä-
rung bei seinem Finanzamt ein und beantragt 
die Festsetzung der A.-S. Nach Ablauf einer 
Sperrfrist von 7 Jahren (ab 1.1. des Jahres 
der ersten Einzahlung bzw. ab Datum des 
Vertragsabschlusses beim Bausparen) über-
weist das Finanzamt die gesamte A.-S. 

Arbeitslosenquote, Kennzahl zur Beurtei-
lung der Beschäftigungssituation in einer 
Volkswirtschaft. Die A. wird durch die Bun-
desagentur für Arbeit in Nürnberg sowie 
durch die Deutsche Bundesbank regelmäßig 
veröffentlicht. Sie umfasst folgende Größen: 

             
              (gemeldete) Arbeitslose    
                                                                  ·100 
  Erwerbspersonen (Arbeitslose + Selbst-          
             ständige + Arbeitnehmer)  

Arbitrage,  Devisenarbitrage. 

Artvollmacht,  Handlungsvollmacht. 

AS-Fonds, Abk. für  Altersvorsorge-Son-
dervermögen. 

Assessment Center, psychologisches 
Testverfahren bei der Auswahl von Bewer-
bern auf eine neue Stelle. Die Bewerber 
werden in simulierten beruflichen Situatio-
nen begutachtet. 

Asset Allocation,  Asset Management. 

Asset Backed Securities (ABS), beson-
dere Finanzierungstechnik, bei der Wertpa-
piere mit speziellen Vermögenswerten (vor 
allem Forderungen) unterlegt werden. Durch 
ABS werden Forderungen verbrieft (Kredit-
verbriefung) und dadurch handelbar (vgl. 
auch  RMX Creparts). Eine Zweckgesell-

schaft (SPV = Special Purpose Vehicle) kauft 
die Forderungen von einem  Kreditinstitut 
an, bündelt sie nach bestimmten Risikoge-
sichtspunkten und emittiert zur  Refinan-
zierung ABS, die in verschiedene Risikoklas-
sen unterteilt werden (  Rating):  

   
  A        Bilanz der Zweckgesellschaft       P 
                                    
   angekaufte                    Verbindlichkeiten 
   Forderungen                  aus ABS  
                       

Die aus der ABS resultierende Zins- und 
Rückzahlungsverpflichtung kann über die  
Zahlungseingänge aus den Forderungen 
geleistet werden. ABS im Zusammenhang 
mit amerikanischen Baudarlehen an Kredit-
nehmer mit schlechter  Kreditwürdigkeit 
waren ab Sommer 2007 Auslöser der so 
genannten Finanzkrise. Da die Forderungen 
reihenweise ausfielen, verloren auch die 
dahinter stehenden ABS massiv an Wert. – 
Noch extremer ist die Situation bei den  
CDO; hier steht auf der Aktivseite ein ganzer 
Pool von Vermögensgegenständen (z.B.  
Anleihen, Kreditforderungen,  Credit De-
fault Swaps). Da CDO besonders komplex 
sind, wurden sie im Zuge der Finanzkrise 
immer weniger überschaubar und damit zu 
„toxischen Wertpapieren“. 

Asset Management, Asset Allocation; 
Mischung verschiedener Anlageformen. 
Beim A.M. wird ein Wertpapierdepot nach 
einem bestimmten Konzept zusammenge-
setzt und das zur Verfügung stehende Kapital 
– je nach Risikovorstellung des Anlegers – 
auf verschiedene Märkte bzw. Anlageformen 
aufgeteilt und zielorientiert verwaltet. 

at the Money, am Geld, Gleichklang zwi-
schen dem Basispreis (Ausübungspreis) einer 

 Option und dem aktuellen Kurs des Ba-
siswertes. Ist der Basispreis einer Aktie bei 
einer Kaufoption z.B. 100 Euro, so befindet 
sich die Option at the Money, wenn der 
aktuelle Aktienkurs ebenfalls 100 Euro be-
trägt. Bei einem aktuellen Aktienkurs von 
110 Euro wäre die Option in the Money (im 
Geld), bei 85 Euro out of the Money (aus 
dem Geld). Bei einer Verkaufoption läge 
dagegen umgekehrt die Option bei 85 Euro 
in the Money und bei 110 Euro out of the 
Money. 
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Aufgeld, 1.  Agio bei Nennwertaktien. – 2. 
Bei einer  Option bezeichnet das A. den 
Betrag, um den der Optionspreis bzw. Opti-
onsscheinkurs den  inneren Wert der Opti-
on übersteigt. Das A. wird hierbei i.d.R. in 
Prozent des Börsenkurses des zugrunde 
liegenden Basiswertes ausgedrückt. 

aufgenommene Gelder, Call Money; 
Sammelbegriff für Finanzierungsmittel, die 
am  Geldmarkt zwischen Kreditinstituten 
und anderen Kapitalsammelstellen (z.B. 
Versicherungen oder Bausparkassen) gehan-
delt werden. Das geldaufnehmende Unter-
nehmen beschafft sich i.d.R. über telefoni-
sche Kontaktaufnahme die entsprechenden 
Gelder (  Zentralbankguthaben). Übliche 
Handelformen sind Tagesgelder, die nur für 
einen Tag bzw. „bis auf weiteres“, d.h. bis 
zur jederzeit möglichen Kündigung auf-
genommen werden, und Termingelder, bei 
denen sofort eine bestimmte Laufzeit (1 bis 
12 Monate) vereinbart wird. Bei Zustande-
kommen eines Geschäftes wird das Geld 
(meist glatte Mio. Euro) über die Zentral-
bankkonten der Beteiligten (in Deutschland: 
Konto bei der  Deutschen Bundesbank) 
verrechnet. – Die Zinssätze für a.G. bilden 
sich täglich nach Angebot und Nachfrage. 
Als wichtige Orientierungsgrößen für die 
aktuelle Marktsituation fungieren die Refe-
renzzinssätze  Euribor (Euro Interbank 
Offered Rate) für Termingelder und  Eonia 
(Euro Overnight Index Average) für Tages-
gelder. 

Auflassung, dingliche Einigung über den 
Eigentumsübergang an einem Grundstück. 
Der Kaufvertrag über ein Grundstück ist 
notariell zu beurkunden (  öffentliche Beur-
kundung). Er beinhaltet die Verpflichtung des 
Verkäufers, das  Eigentum am Grundstück  
zu übertragen. Im Notarvertrag wird die A. 
durch die Formulierung: „die Beteiligten sind 
sich darüber einig, dass das Eigentum über-
gehen soll“ erklärt. Der Käufer erwirbt das 
Eigentum jedoch erst dann, wenn er im        

 Grundbuch als neuer Eigentümer eingetra-
gen wurde. 

Auflassungsvormerkung, Eintragung in 
die Zweite Abteilung eines Grundbuchs. 
Durch die A. wird demjenigen, der Einsicht 
in das  Grundbuchblatt eines Grundstückes 
nimmt, ein neuer Eigentümer (  Eigentum) 
angekündigt, der bisher noch nicht eingetra-

gen wurde, der jedoch bereits einen notariell 
beurkundeten Kaufvertrag mit dem Grund-
stücksverkäufer abgeschlossen hat. Die A. 
dient der Sicherung des Käufers vor einer 
unberechtigten Verfügung des Verkäufers, 
falls dieser z.B. vertragswidrig das Grund-
stück an einen weiteren Käufer, der einen 
höheren Preis bietet, veräußern würde. 

Aufsichtsrat, Aufsicht führendes Organ 
einer  Aktiengesellschaft. 

Auftragssparen,  Sondersparformen. 

Aufwand, Minderung des  Eigenkapitals 
eines Unternehmens. Alle Aufwendungen 
werden auf der Sollseite des Gewinn- und 
Verlustkontos erfasst. Beispiele für einen A. 
im Bankbetrieb sind die den Einlegern zu 
vergütenden Habenzinsen oder die den An-
gestellten zu zahlenden Gehälter. 

Aufwertung, Wertgewinn einer Währung 
gegenüber einer anderen Währung. – Vgl. 
auch  Abwertung. 

Aufzinsung,  Aufzinsungspapiere. 

Aufzinsungspapiere, verzinsliche Wert-
papiere, bei denen die Zinsen nicht durch 
regelmäßige Zahlung, sondern durch Auf-
schlag des Zinsertrages für die gesamte 
Laufzeit auf den  Nennwert vergütet wer-
den. Beispiele für A. sind Bundesschatzbrie-
fe, Typ B (  Bundeswertpapiere) und aufge-
zinste Sparbriefe (  Sparbrief). – Beispiel: 
Der Kauf von 100 Euro Nennwert Schatz-
brief, Typ B, Serie 2006/26, zum 1.12.2006 
ergibt am Ende der Laufzeit (1.12.2013) 
einen Rückzahlungswert von 129,07 Euro. 
Der Anleger hätte dann also einen Zinsertrag 
(inkl.  Zinseszinsen) von 29,07 Euro er-
wirtschaftet. 

Auktion, Methode zur Preisfeststellung von 
Aktien. Bei einer A. werden die Teilnehmer 
zunächst aufgefordert, verbindliche Kauf- 
und Verkaufsaufträge anzugeben (Aufrufpha-
se). Anschließend wird ein Marktpreis nach 
dem Verfahren der Einheitskursermittlung     
(  Einheitskurs) festgestellt (Preisermitt-
lungsphase). Kann durch diesen Preis der 
Markt nicht vollständig geräumt werden, 
findet eine Marktausgleichsphase statt, in der 
eventuelle Überhänge durch die Marktteil-
nehmer übernommen werden. Die A. hat eine 
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besondere Bedeutung im Wertpapierhandel 
über die Computerbörse  XETRA. 

aus dem Geld,  at the Money. 

Ausfuhrfinanzierung, Sammelbegriff für 
Kredite, die Exporteuren zur Finanzierung 
von Ausfuhrgeschäften gewährt werden. 
Neben herkömmlichen Krediten (z.B. einem 

 Kontokorrentkredit) gibt es spezielle For-
men der A. wie Eurokredite, die über eine 
festgelegte Laufzeit ab einem Monat in 
verschiedenen Währungen gewährt werden. 
Eine A. wird häufig durch spezialisierte 
Institute (z.B.  Ausfuhrkreditgesellschaft) 
gewährt. 

Ausfuhrkreditgesellschaft, von deut-
schen Banken gegründete  Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (GmbH) mit dem Ziel, 
die deutsche Exportwirtschaft durch Bereit-
stellung verschiedener Formen von  Aus-
fuhrfinanzierungen zu unterstützen. Die 
hierfür benötigten Mittel werden durch die 
Gesellschafterbanken zur Verfügung gestellt. 
Die verschiedenen Finanzierungsarten wer-
den technisch über sog. Plafonds (Plafond A: 
Kredite an deutsche Exporteure; Plafond C, 
D und E: Kredite an ausländische Besteller) 
abgewickelt. 

Ausgabeaufschlag,  Ausgabepreis. 

Ausgabepreis, durch eine  Investment-
gesellschaft festgelegter Preis für ein  
Investmentzertifikat. Börsentäglich wird zur 
Ermittlung des A. der Wert des Sonderver-
mögens durch die Zahl der durch die Gesell-
schaft ausgegebenen Zertifikate geteilt. Zu 
diesem Ergebnis wird i.d.R. ein Ausgabeauf-
schlag hinzuaddiert. – Vgl. auch  Invest-
mentgeschäft. 

Ausgleichsbank, allgemein gebräuchliche 
Kurzbezeichnung für die  Deutsche Aus-
gleichsbank. 

Auslandsgeschäft, Sammelbegriff für 
Tätigkeiten von Kreditinstituten zur Abwick-
lung  dokumentärer und  nicht–doku-
mentärer Zahlungen sowie zur Durchführung 
von Devisengeschäften und Außenhandelsfi-
nanzierungen. 

Auslandsüberweisung, Überweisungs-
auftrag, der mittels internationaler Zahlungs- 

und Abwicklungssysteme in Euro oder 
Fremdwährung ausgeführt wird. Die rechtli-
che Besonderheit bei einer A. liegt in der 
gemäß Außenwirtschaftsverordnung vorge-
schriebenen  Meldepflicht im Außenwirt-
schaftsverkehr für Zahlungen von einem Be-
trag über 12.500 Euro (oder entsprechendem 
Gegenwert). Diese Aufträge sind der jeweils 
zuständigen Hauptverwaltung der  Deut-
schen Bundesbank auf besonderen Formula-
ren („Z1“ oder „Z4“) anzuzeigen. Wie im 
Inlandszahlungsverkehr ist eine beleglose 
Auftragserteilung für den Kunden möglich. 
Für Euro-Zahlungen bis 50.000 Euro inner-
halb der EU und für nicht meldepflichtige 
Zahlungen bis zu 12.500 Euro oder Gegen-
wert in andere EU-Länder bzw. Länder der  

 EFTA kann ein Zahlungsauftrags-For-
mular verwendet werden, das im Aufbau dem 
Formular für Inlandsüberweisungen ent-
spricht. – Im europäischen Zahlungsraum  
SEPA kann inzwischen eine A. durch Angabe 
einer internationalen Kontonummer des 
Zahlungsempfängers (  IBAN) und einer 
internationalen Bankenkennung (  BIC) 
kostengünstig und auch online erteilt werden. 

ausmachender Betrag, Summe aus 
Kurswert und  Stückzinsen bei  Anleihen. 

Ausschüttung, jährliche Ertragsgutschrift 
für Inhaber von  Investmentzertifikaten. 
Investmentgesellschaften schütten entweder 
die Erträge bar aus oder schreiben sie den 
Anlegern in Form neuer Anteile gut (Thesau-
rierung). Die A. setzt sich im Wesentlichen 
zusammen aus Zinserträgen, Dividendener-
trägen und Kursgewinnen. 

Außenbeitrag, Differenz zwischen  Ex-
port und  Import von Gütern und Dienst-
leistungen. Liegen, wie es in Deutschland 
meistens anzutreffen ist, die Exporte über 
den Importen, spricht man von einem positi-
ven A., im umgekehrten Fall von einem 
negativen A. 

Außenfinanzierung, Sammelbegriff für 
alle Finanzierungsmittel, die ein Unterneh-
men von den Außenstehenden erhält (  Fi-
nanzierung). – Gegensatz:  Innenfinanzie-
rung. 

Außenhandelsdokumente, Urkunden, die 
im Zusammenhang mit der Abwicklung       

 dokumentärer Zahlungen im Auslandsge-
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schäft benötigt werden. Unterschieden wer-
den Versanddokumente (z.B. Frachtbrief,      

 Konnossement), Versicherungsdokumente 
(z.B. Versicherungspolice), Kaufmännische 
Dokumente (z.B. Handelsrechnung) und 
Zolldokumente (z.B.  Ursprungszeugnis). 

Außenwert, Wertentwicklung einer Wäh-
rung zu anderen Währungen. – Vgl. auch     

 Aufwertung und  Abwertung. 
 
Außenwirtschaftsgesetz (AWG), Gesetz 
zur Regelung des Außenwirtschaftsverkehrs 
zwischen Gebietsansässigen (Deviseninlän-
der) und Gebietsfremden (Devisenauslän-
der). Diese Begriffe sind in der Weise defi-
niert, dass zur Unterscheidung das Kriterium 
der Wohnortwahl und nicht das Kriterium der 
Nationalität eines Bankkunden herangezogen 
wird: 

Gebietsansässige Gebietsfremde 

natürliche Personen 
mit Wohnsitz oder 
gewöhnlichem Auf-
enthalt (mehr als  
180 Tage im Jahr)   
in Deutschland 

juristische Personen 
sowie Personenhan-
delsgesellschaften 
mit Sitz oder Ort der 
Leitung in Deutsch-
land 

natürliche Personen 
mit Wohnsitz oder 
gewöhnlichem Auf-
enthalt (mehr als 180 
Tage im Jahr) außer-
halb Deutschlands 

juristische Personen 
sowie Personenhan-
delsgesellschaften 
mit Sitz oder Ort der 
Leitung außerhalb 
Deutschlands 

Das A. geht vom Grundsatz der Freizügigkeit 
aus, behält sich jedoch Beschränkungen dort 
vor, wo eine Gefährdung der Sicherheit von 
Beteiligten droht. Es ist ein Rahmengesetz, 
das durch andere Gesetze und Rechtsverord-
nungen (z.B.  Außenwirtschaftsverord-
nung) ergänzt wird. 

Außenwirtschaftsverordnung (AWV), 
Vorschrift zur Regelung des internationalen 
Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalver-
kehrs. Wichtigste Bestimmung der AWV für 
Kreditinstitute ist die  Meldepflicht im 
Außenwirtschaftsverkehr. 

außerbörslicher Effektenhandel, telefo-
nischer  Effektenhandel zwischen Kreditin-
stituten in börslichen und nicht börsennotier-
ten Wertpapieren. Beim a.E. werden Kurse 
frei vereinbart. 

außergerichtliche Schuldenregulie-
rung, Einigung zwischen einem Schuldner 
und dessen Gläubigern zur Bereinigung 
seiner Schulden. Möglich sind hierbei be-
sondere Rückzahlungsmodalitäten (Raten-
zahlungen), eine Verschiebung von Zah-
lungszeitpunkten (Stundung) oder teilweiser 
Erlass der Schulden. Kann der Schuldner 
sich mit seinen Gläubigern nicht über eine 
a.S. einigen, beantragt er das gerichtliche 
Verfahren der  Verbraucherinsolvenz. 

außerordentliche Hauptversammlung, 
Versammlung der Teilhaber einer  Aktien-
gesellschaft, die neben der mindestens ein-
mal jährlich stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung einberufen wird, wenn es 
das Wohl der Gesellschaft erforderlich 
macht. Dies ist z.B. der Fall, wenn der Ver-
lust die Hälfte des Grundkapitals erreicht 
oder wenn Aktionäre mit mindestens 5%  des 
Grundkapitals die Einberufung verlangen. 

außerplanmäßige Tilgung, Recht des 
Schuldners einer  Anleihe, diese durch 
vorzeitige  Kündigung des gesamten Be-
trages oder von Teilbeträgen vor Ablauf des 
vereinbarten Rückzahlungstermins zu tilgen. 

Aussonderung, Sonderrecht im Rahmen 
eines  Insolvenzverfahrens. Das Recht auf 
A. kann z.B. ein Lieferant geltend machen, 
der einem im Insolvenzverfahren befindli-
chen  Unternehmen  Waren   unter  Vereinba-     
rung eines  Eigentumsvorbehalts geliefert 
hat, die noch nicht bezahlt wurden. Diese 
Ware wäre der Insolvenzmasse entzogen und 
stände dem Lieferanten ohne weitere Ein-
schränkungen wieder zur freien Verfügung. – 
Vgl. auch  Absonderung. 

Auszahlungsplan,  Sondersparform, bei 
der ein Sparer nach der Ansparphase sich das 
Guthaben monatlich auszahlen lassen kann.  

Aval, Sonderform der  Kreditleihe. Bei 
einem A. übernimmt ein Kreditinstitut im 
Kundenauftrag die Haftung für eine be-
stimmte Geldsumme in Form einer  Bank-
bürgschaft oder einer  Bankgarantie. –Vgl. 
auch  Mietkautionskonto.  

AWG, Abk. für   Außenwirtschaftsgesetz. 

AWV, Abk. für  Außenwirtschaftsverord-
nung. 



B 
b, Abk. für  bezahlt.   

B, Abk. für  Brief. 

Back Office, Bereich des Bankbetriebs oh-
ne direkten Kundenkontakt. Hier werden die 
zuvor im  Front Office geschlossenen Ge-
schäfte intern abgewickelt. 
 
Bad Bank, besonderes Kreditinstitut mit der 
Aufgabe, risikobehaftete Kredite oder Wert-
papiere (sogen. „toxische Wertpapiere“) 
anderer Banken zu übernehmen. Ziel ist vor 
allem, in Schwierigkeiten geratene Banken 
vor gravierenden Einschränkungen ihrer 
Liquidität und damit ihrer Kreditvergabe-
möglichkeiten zu schützen und so auch 
Vertrauen in die betroffenen Institute wieder-
herzustellen. Die Kapitalversorgung der B.B. 
und die Übernahme der Haftung für die 
ausgelagerten Risikopositionen kann z.B. 
durch den Staat oder durch eine Banken-
gruppe erfolgen.      

BAFin, Abk. für  Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht. 

Baisse, Bear Market, Bärenmarkt; Ent-
wicklung an einer Börse, die über einen 
längeren Zeitraum durch fallende Kurse 
gekennzeichnet ist. – Gegensatz:  Hausse. 

Baisse-Anleihe,  Indexzertifikat, dessen 
Rückzahlungskurs in der Weise von der 
Entwicklung eines Aktienindex abhängt, dass 
der Kurs sich mit sinkendem Index erhöht 
und bei steigendem Index fällt. – Gegensatz: 

 Hausse-Anleihe. 

Baisse-Spekulation, Verhalten eines An-
legers, der bei seinen Entscheidungen von 
künftig fallenden Börsenkursen ausgeht und 
daher insbesondere Verkäufe tätigt. Der 
Spekulant ist Baissier. – Gegensatz:  
Hausse-Spekulation. 

Baissier, Bear; Investor, der bei seinen 
Anlageentscheidungen von fallenden Bör-
senkursen ausgeht. – Gegensatz:  Haussier. 

BAK, Abk. für Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen. – Siehe jetzt:  Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin). 

BAKred, Abk. für Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen. – Siehe jetzt:  Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BA-
Fin). 

Balance Report,  Kontoinformationssys-
tem. 
 
Balkenchart, grafische Darstellung des 
Kursverlaufs eines Wertpapiers innerhalb 
eines Berichtszeitraumes durch Angabe der 
Höchst-, Tiefst- und Schlusskurse. Ein senk-
rechter Strich (Balken) verbindet jeweils 
Höchst- und Tiefstkurs, wodurch die Kurs-
spanne zwischen beiden Kursen deutlich 
wird. Ein an diesen Balken angesetzter Punkt 
kennzeichnet zusätzlich den Schlusskurs. Auf 
der Zeitachse des B. lassen sich außerdem 
die Umsätze des Wertpapiers im Berichts-
zeitraum ausweisen. 

Bandbreite, Spanne, innerhalb der der       
 Wechselkurs einer Währung am Devisen-

markt aufgrund Vereinbarung der beteiligten 
Staaten von einem festgelegten Leitkurs 
abweichen darf. Droht ein Wechselkurs den 
oberen oder unteren Rand der festgelegten 
Spanne zu erreichen, so sind die jeweiligen 

 Notenbanken zu Interventionen verpflich-
tet. Sie kaufen oder verkaufen gegebenen-
falls Devisen, um den Wechselkurs innerhalb 
der festgelegten B. zu halten. Die Währung 
Dänemarks ist über einen festen Wechselkurs 
mit einer Bandbreite von 4,5% an den Euro 
gebunden. – Vgl. auch  fester Wechselkurs.  
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Bank, Einrichtung, die als Bestandteil eines 
Wirtschaftssystems finanzielle Dienstleistun-
gen bereitstellt. Die volkswirtschaftliche 
Funktion der Banken besteht in der Herstel-
lung des Liquiditätsausgleichs innerhalb des 
dem Güter- und Dienstleistungsstrom entge-
gengerichteten Geldstroms. Die Schwer-
punkte der bankbetrieblichen Tätigkeit liegen 
in der Durchführung des Zahlungsverkehrs, 
der Annahme von Geldern zum Zweck der 
Vermögensanlage und der Vergabe von Kre-
diten. 

Bankaktie, Aktie eines Kreditinstituts in der 
Rechtsform der  Aktiengesellschaft (AG) 
oder der  Kommanditgesellschaft auf Akti-
en (KGaA). B. gelten als Aktien mit relativ 
stabilem, konjunkturunabhängigem Kurs-
verlauf. Es handelt sich jedoch um zinsrea-
gible (auf Zinsänderungen reagierende) Wer-
te, da die Ertragsentwicklung der Kredit-
institute von  geldpolitischen Operationen 
beeinflusst wird. 

Bankakzept, von einem bonitätsmäßig ein-
wandfreien Kunden auf seine Bank gezoge-
ner Wechsel, den diese gegen Provision ak-
zeptiert. Das B. ist Grundlage eines  Ak-
zeptkredits. Der Kunde kann das B. entweder 
zum Zweck des Zahlungsausgleichs an einen 
Dritten weitergeben oder sich durch Diskon-
tierung bei der Akzeptbank selbst oder einer 
fremden Bank zu einem günstigen Zinssatz 
Kredit verschaffen (  Diskontkredit). 

Bank-auf-Bank-Ziehung, Form der 
Scheckzahlung im internationalen Zah-
lungsverkehr, bei der die Zahlung durch 
einen vom Kreditinstitut des Zahlungs-
pflichtigen auf eine ausländische Korres-
pondenzbank gezogenen Scheck (  Banken-
orderscheck) erfolgt. 

Bankauskunft, allgemein gehaltene Mit-
teilung eines Kreditinstituts über die wirt-
schaftlichen Verhältnisse eines Kunden, 
insbesondere über seine  Kreditwürdigkeit 
und Zahlungsfähigkeit. Das Verfahren der 
Auskunftserteilung ist in den  Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen (AGB) der Banken 
und Sparkassen geregelt. Über  juristische 
Personen und im  Handelsregister eingetra-
gene Kaufleute werden Auskünfte erteilt, 
wenn keine gegenteilige Kundenweisung 
vorliegt. Andere Personen (Privatkunden, 
Kleingewerbetreibende, Freiberufler) müssen 

der Auskunftserteilung allgemein oder im 
Einzelfall ausdrücklich zugestimmt haben. 
Bankauskünfte werden nur eigenen Kunden 
und anderen Kreditinstituten erteilt. Der 
Anfragende muss ein berechtigtes Interesse 
an der gewünschten Auskunft glaubhaft 
darlegen. Betragsmäßige Angaben über 
Kontostände, Sparguthaben, Depot- oder 
sonstige dem Kreditinstitut anvertraute Ver-
mögenswerte sowie Kreditinanspruchnah-
men werden nicht gemacht. 

Bankaval,  Aval. 

Bankbetriebslehre, eine der speziellen 
Betriebswirtschaftslehren und damit Teil der 
Wirtschaftswissenschaften. Gegenstand der 
B. sind Bankbetriebe und weitere Institu-
tionen des finanziellen Sektors, z.B. Leasing- 
und Factoringgesellschaften (  Leasing,     

 Factoring). Wesentliche Ziele der B. liegen 
darin, bankbetriebliche Strukturen und Ab-
läufe zu erklären und Beiträge zu ihrer Ge-
staltung zu leisten. 

Bankbürgschaft, Kreditgewährung einer 
Bank durch Übernahme einer  Bürgschaft 
im Auftrag eines Kunden. Im Rahmen der B. 
verpflichtet sich die Bank, für eine Ver-
bindlichkeit des Kunden (Kreditnehmer) 
gegenüber einem Dritten bei Eintritt be-
stimmter Voraussetzungen einzustehen. Die 
B. ist akzessorisch, das heißt die Leistungs-
pflicht der Bank ist vom Bestehen und vom 
Unfang der Hauptschuld des Kreditnehmers 
gegenüber dem Dritten abhängig (  Akzes-
sorietät). Die B. ist wegen der Kaufmannsei-
genschaft der Kreditinstitute eine selbst-
schuldnerische Bürgschaft und wird i.d.R. als 
zeitlich befristete  Höchstbetragsbürgschaft 
übernommen. Da eine Inanspruchnahme aus 
der B. nicht sicher ist, geht das Kreditinstitut 
mit ihrer Übernahme lediglich eine  Even-
tualverbindlichkeit ein. Die B. ist den Aval-
krediten (  Aval) zuzurechnen und kommt 
u.a. als  Prozessbürgschaft,   Zollbürg-
schaft und  Frachtstundungsbürgschaft vor. 

Bankcard, von Kreditinstituten ausgegebe-
ne Multifunktionskarte zur Abwicklung des 
Zahlungsverkehrs. Die B. dient (in Verbin-
dung mit der  persönlichen Identifikations-
nummer oder einer Unterschriftsleistung) der 
Legitimation bei bargeldlosen Zahlungen an 
Kassen von Handels- und Dienstleistungsun-
ternehmen. Außerdem ermöglicht sie die 
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Bargeldbeschaffung an Geldausgabeautoma-
ten und die Nutzung von Selbstbedienungs-
einrichtungen der Kreditinstitute. Im Spar-
kassensektor wird die B. als Sparkassencard 
bezeichnet.   

Bankenabkommen,  Abkommen. 

Bankenaufsicht, Überwachung der Ge-
schäftstätigkeit von Kreditinstituten und 
ggfs. Einleitung von Maßnahmen mit dem 
Ziel, die Sicherheit der den Banken anver-
trauten Vermögenswerte und die ordnungs-
gemäße Durchführung von Bankgeschäften 
zu gewährleisten. Die B. obliegt der  Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BAFin) in Zusammenarbeit mit der  Deut-
schen Bundesbank. Die BAFin ist zuständig 
für die Erteilung und Rücknahme der Be-
triebserlaubnis für Kreditinstitute, überwacht 
laufend deren Geschäftsbetrieb und kann 
ungeeignete Geschäftsleiter abberufen. Bei 
drohender Zahlungsunfähigkeit kann die 
BAFin die Schließung einer Bank anordnen. 

Bankenkonsortium, Zusammenschluss 
mehrerer Banken zum Zweck der gemeinsa-
men Abwicklung von Wertpapieremissionen 
(  Emission) oder der gemeinsamen Verga-
be von Krediten, die wegen der Höhe oder 
des Kreditrisikos von einer einzelnen Bank 
nicht bereitgestellt werden können. Die Bil-
dung des Konsortiums erfolgt üblicherweise 
in der Rechtsform einer  Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts (BGB-Gesellschaft). Eines 
der beteiligten Kreditinstitute vertritt als 
Konsortialführer (Lead Manager) das Kon-
sortium gegenüber dem Emittenten bzw. dem 
Kreditnehmer. Die Rechte und Pflichten der 
Konsortialmitglieder untereinander werden 
durch den Konsortialvertrag geregelt. 

Banken-Kontokorrent,  Kontokorrent, 
das der Verrechnung gegenseitiger Ansprü-
che von  Korrespondenzbanken (insbeson-
dere aus der Abwicklung des Zahlungs-
verkehrs) dient. 

Bankenorderscheck,  Orderscheck, den 
ein Kreditinstitut im Auftrag eines Kunden 
zur Abwicklung einer Auslandszahlung auf 
eine ausländische  Korrespondenzbank 
zieht. Der Auftraggeber wird mit dem 
Scheckgegenwert belastet; der Scheck wird 
dem ausländischen Zahlungsempfänger zu-
geschickt und von diesem dem bezogenen 

Kreditinstitut zur Gutschrift eingereicht oder 
direkt der Bank des Zahlungsempfängers mit 
dem Auftrag zugeleitet, den Scheckbetrag 
dem Begünstigten unter Angabe des Verwen-
dungszwecks gutzuschreiben. – Siehe Abbil-
dung 1 (Zahlungsabwicklung Bankenorder-
scheck).  

Bankenstimmrecht,  Depotstimmrecht.  
 
Bankenverband,  Bundesverband Deut-
scher Banken. 

Bank für Internationalen Zahlungsaus-
gleich (BIZ), internationale, 1930 gegrün-
dete Finanzorganisation mit Sitz in Basel. 
Die Hauptaufgaben der BIZ bestehen darin, 
die Zusammenarbeit der  Zentralbanken 
ihrer Mitgliedsstaaten zu fördern, neue Mög-
lichkeiten zur Durchführung internationaler 
Finanzgeschäfte zu schaffen und an inter-
nationalen Zahlungsgeschäften als Treuhän-
der oder Vermittler mitzuwirken. Die BIZ tä-
tigt insbesondere Gold- und Devisenge-
schäfte für eigene Rechnung und für Zen-
tralbanken, verwaltet Währungsreserven für 
Zentralbanken, kauft und verkauft (mit Aus-
nahme von Aktien) börsengängige Wertpa-
piere für eigene Rechnung und für Rechnung 
von Zentralbanken und tätigt Lombard-
geschäfte (  Lombardkredit) mit Zentralban-
ken. Die Ausgabe von Banknoten ist der BIZ 
nicht gestattet. 

Bankgarantie, abstraktes, vom Bestehen 
einer Verbindlichkeit unabhängiges Zah-
lungsversprechen eines Kreditinstituts. Die 
Bank übernimmt im Rahmen der Garantie 
die Gewährleistung für den Eintritt eines 
bestimmten Erfolges bzw. leistet die Zahlung 
eines vereinbarten Garantiebetrages bei 
Eintritt eines bestimmten Schadens. Zweck 
einer B. ist die Absicherung gegen unter-
schiedliche Risiken, die sich aus einer nicht 
vertragsgerechten Abwicklung von Rechts-
geschäften (z.B. verspätete Lieferung aus 
einem Handelsgeschäft oder mangelhafte 
Ausführung einer Bauleistung) ergeben 
können. Das Kreditinstitut verpflichtet sich 
im Rahmen der B. zur Zahlung des zuge-
sicherten Garantiebetrages i.d.R. bereits auf 
erstes Anfordern des Begünstigten. Die 
Zahlungsverpflichtung wird also ausgelöst, 
sobald der Begünstigte die Garantie unter 
Hinweis auf den Eintritt des vertraglich be-
zeichneten Garantiefalls in Anspruch nimmt.  
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Die B. kommt u.a. als  Bietungsgarantie,  
Leistungsgarantie und  Lieferungsgarantie 
vor. Sie ist den Avalkrediten (  Aval) zuzu-
rechnen. 

Bankgeheimnis. 1. Begriff: Verschwiegen-
heitspflicht und Auskunftsverweigerungs-
recht der Kreditinstitute hinsichtlich der fi-
nanziellen Verhältnisse und Bankgeschäfte 
ihrer Kunden. – 2. Rechtliche Grundlagen: 
Die Verpflichtung zur Wahrung des B. ergibt 
sich zum einen aus gesetzlichen Vorschriften 
(z.B. Bundesdatenschutzgesetz, Zivilprozess-
ordnung, Abgabenordnung) und der Recht-
sprechung, zum anderen auch unmittelbar 
aus den  Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen (AGB) der Banken und Sparkassen. In 
den AGB der Sparkassen sind das besondere 
Vertrauensverhältnis zwischen Sparkasse  
und  Kunden  und  die Pflicht zur Verschwie-
genheit der Sparkasse ausdrücklich erwähnt. 
Auch die Banken verpflichten sich in ihren 
AGB zur Verschwiegenheit über kundenbe-
zogene Tatsachen und Wertungen, von denen 
sie Kenntnis erhalten. Eine schuldhafte Ver-
letzung des B. berechtigt den Kunden zur 
fristlosen Kündigung der Geschäftsbezie-
hung und ggfs. zur Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen. – 3. Ausnahmen: 
In bestimmten Ausnahmefällen ist ein Kre-
ditinstitut zu einer Durchbrechung des B. 
aufgrund besonderer gesetzlicher Vorschrif-
ten verpflichtet. Eine Auskunftspflicht be-
steht unter anderem: a) gegenüber Ermitt-
lungsbehörden (z.B. Staatsanwaltschaft im 
Zusammenhang mit Strafprozessen oder bei 
Verdacht auf Geldwäsche) b) gegenüber dem 
Finanzamt beim Tod eines Kunden (  Mel-
dung an das Finanzamt), c) gegenüber der Fi-
nanzverwaltung bei Steuerfahndungen und in 
Besteuerungsverfahren, wobei Kreditinstitute 
erst um Auskunft ersucht werden sollen, 
nachdem der Steuerpflichtige selbst die An-
gelegenheit nicht klären konnte, d) bei 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen ei-
nen Kunden, e) gegenüber der  Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BAFin) bei allen Wertpapierkäufen und        
-verkäufen sowie auf Verlangen in allen 
Geschäftsangelegenheiten, f) gegenüber der 

 Deutschen Bundesbank im Zusammen-
hang mit bestimmten Meldepflichten (z.B. 
bei der Vergabe von Groß- und Millionen-
krediten und der Ausführung von Zahlungen 
im Außenwirtschaftsverkehr) und g) gegen-
über dem Bundesamt für Finanzen im Zu-

sammenhang mit der Erteilung von Freistel-
lungsaufträgen. Eine Berechtigung zur Wei-
tergabe von Kundendaten besteht darüber 
hinaus auch im Rahmen des durch die AGB 
geregelten Bankauskunftsverfahrens (  
Bankauskunft). – Durch das  Gesetz zur 
Förderung der Steuerehrlichkeit haben Fi-
nanzbehörden und Leistungsbehörden (z.B. 
Arbeitsamt, Bafög-Amt, Sozialamt) seit 
1.4.2005 die Möglichkeit, Stammdaten von 
Konten abzufragen. Die Behörden erhalten 
auf Verlangen unter anderem die Konto-
nummer, den Namen des Inhabers und sein 
Geburtsdatum sowie Angaben über Konto-
bevollmächtigte.  

Bankgeschäfte. 1. Im Sinne des § 1 KWG 
ausschließlich bestimmte, von Kreditinstitu-
ten betriebene Geschäfte wie z.B.: Einlagen-
geschäft (  Einlagen), Pfandbriefgeschäft (  
Pfandbrief), Kreditgeschäft,  Finanzkommis-
sionsgeschäft (Anschaffung und Veräußerung 
von  Finanzinstrumenten im eigenen Na-
men und für fremde Rechnung), Depotge-
schäft (Verwahrung und Verwaltung von 
Wertpapieren für Andere), Garantiegeschäft  
(  Bankbürgschaft,  Bankgarantie), Gi-
rogeschäft (Durchführung des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs und des Abrechnungs-
verkehrs). – 2. Im allgemeinen Sprachge-
brauch alle von Banken üblicherweise be-
triebenen Geschäfte, also zusätzlich zu den 
oben genannten Geschäften zum Beispiel 
auch der Handel mit  Devisen,  Sorten 
und Edelmetallen, die Vermietung von 
Schließfächern (Schrankfächern) sowie das 
Geschäft mit  Kreditkarten und  Reise-
schecks. 

Bank Identifier Code (BIC), Code, der es 
ermöglicht, ein Kreditinstitut weltweit im 
Zusammenhang mit grenzüberschreitenden 
Zahlungen oder mit dem Austausch von 
Nachrichten im Bankensystem eindeutig zu 
identifizieren. – Beispiel: Der BIC der Frank-
furter Sparkasse lautet FRASDEFF. – Vgl. 
auch  IBAN.  

Bankkauffrau/-mann, staatlich anerkann-
ter Ausbildungsberuf im Rahmen des dualen 
Systems der Berufsausbildung. Berufsschule 
und Betrieb vermitteln die erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten des Bankge-
schäfts. Die je nach Vorbildung zwei- bis 
dreijährige Ausbildung endet mit der Ab-
schlussprüfung vor der für den jeweiligen 


